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Mittheilungen aus der Praris. 


Es gibt keine beſondere Schulconcurrenz für Schulſprengel inner: 
halb der Einen Ortsgemeinde. Wenn eine Ortsgemeinde mehrere 
Schulen hat, fo iſt dieſelbe für alle dieſe Schulen auch die Eine 
Schulgemeinde und hat die Koſten für alle Schulen als Orts⸗ 
gemeinde-Auslagen zu beſtreiten. 


Die Orts⸗ und zugleich auch Kataſtralgemeinde Ober⸗L. beftand 
aus den zwei Ortſchaſten Ober⸗L. und Nieder⸗L. und es iſt ſowohl 
in der einen als der andern eine eigene Schule. Der Gemeinde⸗ 
Ausſchuß von Ober⸗L. hat in der Sitzung vom 20. Jänner 1874 die 
Präliminarien der beiden Schulen geprüft und beſchloſſen, daß das 
Erforderniß der Schule in Ober⸗L. pr. 109 fl. 50 kr. und jenes der 
Schule in Nieder⸗L. per 258 fl. 50 kr. ſomit zuſammen per 368 fl. 
ö. W. auf die directen Steuern der ganzen Ortsgemeinde umgelegt 
werden ſoll. 

Dagegen verwahrten ſich die Gemeinde⸗Ausſchußmitglieder von 
Ober⸗L. mit dem Bemerken, daß jede Schulgemeinde die Koſten der 
Inſtandhaltung der Schule ſelbſtſtändig zu tragen habe, und es brachte 
gegen die von der Gemeinde beſchloſſene Repartition der Schu ler⸗ 
forderniſſe die Gutsverwaltung der kaiſerl. Domäne R. bei dem Be⸗ 
zirksſchulrathe in G. eine Beſchwerde ein, in welcher ſie anführte, daß fie 
ihren geſammten zur Kataſtralgemeinde L. gehörigen Grundcomplex 
nur in dem Gebiete der ſelbſtſtändigen Schulgemeinde Ober⸗L. bei 
dem Haufe Nr. 74 in Ober⸗L. beſitze, auf Grund des 8 6 des 
Schulauſſichtsgeſetzes vom 24. Februar 1873 (Nr. 17 L. G. Bl.) die 
Virilſtimme nur in dem Ortsſchulrathe zu Ober⸗L. auszuüben, ſolglich 
im Grunde des § 11 des Geſetzes vom 24 Februar 1873 (Nr. 16 
L. G. Bl.) nur zur Erhaltung der Schule zu Ober⸗L. beizutragen habe. 


Der Bezirksſchulrath in G. hat mit Entſcheidung vom 29. Jänner 
1874 dem Recurſe der Gutsverwaltung in R. nicht willfahrt, 
ſondern erkannt, daß der Großgrundbeſitz den nach der gemeinde⸗ 
ämtlichen Repartition auf denſelben entfallenden Betrag im Sinne der 
88 12 und 13 des Geſetzes vom 24. Februar 1873 (Nr. 16 L. G. Bl.) 
in einvierteljährigen Vorausraten an die Gemeinde zur Befriedigung 
der Ortsſchulräthe in Nieder⸗ und Ober⸗L. abzuführen habe. Dieſe 
Entſcheidung wurde damit begründet, daß die Ortſchaften und Schul⸗ 
orte Nieder⸗ und Ober⸗L. nur Eine Kataſtralgemeinde bilden und 
der kaiſerl. Grundbeſitz nach den Kataſtraloperaten des Jahres 1843 
weder zur Ortſchaft Ober⸗L. noch zur Ortſchaft Nieder⸗L. gehörig, 
ſondern zu der aus dieſen beiden Ortſchaften gebildeten Steuergemeinde 
Ober⸗L. kataſtrirt iſt, der Großgrundbeſitz weder in dem Summarium 
noch in dem alphapetiſchen Verzeichniſſe des Grundſteuerkataſters zum 
Orte Ober⸗L. oder zu der angeblichen Nr. 74, ſondern cumulativ 
verzeichnet iſt, ferner die früher bewilligte und neuerlich angeſtrebte 
Trennung dieſer Kataſtralgemeinde in die Ortsgemeinden Nieder⸗ und 
Ober⸗L. für die Entſcheidung, ob der Großgrundbefitz in beiden Ort⸗ 
ſchaften zu den Schulen beitragspflichtig ſei, keineswegs maßgebend iſt 
und der $ 11 des Geſetzes vom 24. Februar 1873 (Nr. 16 L. G. Bl.) 
gerade das Gegentheil der von der Gutsverwaltung aufgeſtellten Be⸗ 
hauptung aufweiſet, weil die Schulgemeinde Nieder⸗L. weder aus 
mehreren Ortsgemeinden noch aus, Theilen von ſolchen, ſondern nur 
aus einem Theile einer Ortsgemeinde beſteht. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gutsverwaltung von R. den 
Recurs an den Landesſchulrath eingebracht, worin fie die früheren 
Angaben wiederholte, und weiter auf § 4 der Geſetzes vom 24. Feb⸗ 
ruar 1873 (Nr. 16 L. G. Bl.) hinwies, kraſt deſſen die Verpflichtung 
zur Errichtung und Erhaltung der Schulen an die Schul-, keineswegs 
aber an die Kataſtralgemeinde überging. 

Der Landesſchulrath hat mit Erlaſſe vom 2. März 1875 die 
angefochtene Entſcheidung behoben und dem Bezirksſchulrathe verordnet, 
daß er im Wege des Bezirkshauptmannes auf Grund der im $ 102 
Gemeindeordnung enthaltenen geſetzlichen Beſtimmungen die Siſtirung 
des von dem Ausſchuſſe der Ortsgemeinde Ober- und Nieder⸗L. ge⸗ 
faßten, auf die gemeinſame Concurrenz dieſer ganzen Ortsgemeinde zu 
den Schulauslagen von Ober⸗ und Nieder⸗L. abzielenden Beſchluſſes 
vom 20. Jänner 1874 zu erwirken habe. Der von der Gemeinde 
gefaßte Beſchluß ſetze nämlich feſt, daß zu den Auslagen der Schulen 
Ober⸗L. und Nieder⸗L. nicht die betroffenen — ſelbſtſtändige Schul⸗ 
ſprengel bildenden — Schulgemeinden, ſondern die über den Sprengel 
jeder dieſer Schulgemeinden hinausreichende (wenngleich mit den Schul⸗ 
ſprengeln Beider als Ganzes vereinigt) zuſammenfallende Ortsgemeinde 
concurriren fol. Dieſer Beſchluß verletze offenbar die geſetzlichen 
Beſtimmungen der 88 2 und 10 des Geſetzes vom 24. Februar 1873, 
welche die Schulconcurrenz hinſichtlich des ſachlichen Aufwandes bei 
Volksſchulen der Schulgemeinde, keinesfalls aber der Orts⸗ und 
Kataſtralgemeinde auferlegen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in G. hat mit dem Erlaſſe vom 


15. März 1875, bei Intimation dieſer Entſcheidung des Landesſchul⸗ 
rathes aus den darin zur Geltung gebrachten Gründen nach Maßgabe 
des § 102 Gemeindeordnung, die Ausführung des von der Gemeinde 
gefaßten Beſchluſſes vom 20. Jänner 1874, durch welchen gegen die 
beſtehenden Geſetze vorgegangen wurde, unterſagt. 

Gegen dieſen Erlaß der Bezirkshanptmannſchaft hat der Gemeinde⸗ 
vorſteher in Nieder⸗L. in Vertretung des Gemeinde⸗Ausſchuſſes der 
Ortsgemeinde Ober⸗ und Nieder⸗L. den Statthaltereirecurs eingebracht, 
in welchem er betonte, daß eine Umlage auf die directen Steuern zur 
Deckung der Ausgaben für die beiden Schulen nur auf sämmtliche 
Steuerträger der Eine Sten ergemeinde bildenden Orte Ober- und 
Nieder⸗L. ſtattfinden kann. 

Die Statthalterei hat nach im kurzen Wege mit dem Landes⸗ 
ſchulrathe gepflogenem Einvernehmen dem Recurſe aus den in der an⸗ 
gefochtenen Verfügung bezogenen Gründen keine Folge gegeben. 

Gegen dieſe am 26. Juli 1875 datirte Statthalterei-Entſcheidung 
recurrirte die Ortsgemeinde Nieder⸗L. an das k. k. Miniſterium des 
Innern. In der Berufung wird die vom Gemeinde⸗Ausſchuſſe am 
20. Jänner 1874 beſchloſſene Schulumlage auf die ſämmtlichen 
directen Steuern der bis März 1875 vereinigt geweſenen Ortsgemeinden 
Ober⸗ und Nieder⸗L. damit als geſetzlich begründet, weil gemäß § 11, 
Abſ. 2 und SS 12 und 19 des Geſetzes vom 24. Februar 1873 
(Nr. 16 L. G. Bl.) der Gemeinde⸗Ausſchuß ſür die Deckung des von 
der Schulgemeinde veranſchlagten Abganges aus Gemeindemitt eln 
zu ſorgen habe und die Siſtirung dieſes Beſchluſſes als völlig un⸗ 
gerechtfertigt erklärt. Von dem gleichen am 23. Jänner 1875 für das 
Jahr 1875 gefaßten Beſchluſſe ſei der Gemeinde⸗Ausſchuß bereits ab⸗ 
gegangen, nachdem die Trennung der Gemeinden Ober- und Nieder L. 
am 1. März 1875 erfolgt ſei. Das Petit lautete, die Siſtirung des 
Gemeinde⸗Ausſchußbeſchluſſes vom 20. Jänner 1874 zu beheben. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 16. Februar 
1876, 8. 16.153 ex 1875 im Einvernehmen mit dem k. k. Mi⸗ 
niſterium für Cultus und Unterricht dem Miniſterialrecurſe der Orts⸗ 
gemeinde Nieder⸗L. gegen die gleichlautenden Entſcheidungen der 
k. k. Bezirkshauptmanſchaft in G. vom 15. März 1875 und der 
k. k. Statthalterei vom 26. Juli 1875, mit welchen der Vollzug des 
Beſchluſſes des Ausſchuſſes der damaligen Ortsgemeinde Ober⸗L. und 
Nieder⸗L. vom 20. Jänner 1874, daß die Schulkoſten der beiden 
ſelbſtſtändigen Schulen in Ober⸗L. und Nieder⸗L. für das Jahr 1874 
von der ganzen vereinigten Ortsgemeinde und nicht von jeder der 
beiden Schulgemeinden der ihre eigene Schule betreffende Aufwand zu 
tragen iſt, als gegen die Beſtimmung der 88 2 und 10 des Landes⸗ 
geſetzes vom 24. Februar 1873 (Nr. 16 L. G. Bl.) verſtoßend im 
Grunde des § 102 der Gemeindeordnung unterſagt wurde, Folge 
gegeben und die Unterſagung dieſes Gemeindebeſchluſſes aus nach⸗ 
ſtehenden Gründen behoben: 

„Das Reichsvolksſchulgeſez vom 14. Mai 1869 (Nr. 62 R. 
G. Bl.) hat im § 62 die Sorge für die nothwendigen Volksſchulen 
zunächſt der Ortsgemeinde übertragen und nur noch die Theilnahme 
der Bezirke auf Grund beſonderer Landesgeſetze für zuläſſig erkannt. 
Von dieſem letzteren Rechte iſt in dem böbmiſchen Landesgeſetze vom 
19. Februar 1870 (Nr. 22 L. G. Bl.) Gebrauch gemacht worden, 
inſoferne nämlich mit demſelben im § 37 die Beſtreitung des geſammten 
Schulauſwandes durch die Schulbezirke angeordnet wurde; ſeither iſt 
jedoch im böhm. Landesgeſetze vom 24. Februar 1873 (Nr. 16 
L. G. Bl.) die allgemeine Regel, die Beſtreitung durch die Gemeinde, 
wenn auch nur mit der Beſchränkung auf den Aufwand für ſachliche 
Bedürfniſſe, wieder zur Geltung gekommen. 

Nun erklärt allerdings der 8 10 dieſes Geſetzes, daß der 
betreffende Aufwand von der Schulgemeinde zu tragen ſei, wornach die 
Meinung entſtehen kann, daß hier nicht die Ortsgemeinde, ſondern der 
zu derſelben gehörige örtliche Verband, mit anderen Worten der 
Schulſprengel genannt ſei, daß ſomit neben der Ortsgemeinde eine 
ſelbſtſtändige Verwaltungsgemeinde für den Schulſprengel beſtehe, 
welche in dem Ortsſchulrathe ihre eigene Vertretung habe und von 
welcher dann eben der Schulaufwand zu beſtreiten ſei. Allein dieſe 
durch den § 11 Abſ. 2 des Geſetzes nur ſcheinbar unterſtützte Auf⸗ 
faſſung iſt unrichtig; denn abgeſehen davon, daß dieſe Anſicht von der 
Abänderung des § 62 des Reichsvolksſchulgeſetzes vom 14. Mai 1869, 
Nr. 62 R. G. Bl. durch ein Landesgeſetz ausgeht, iſt fie auch mit den 
Beſtimmungen des böhm. Landesgeſetzes vom 24. Februar 1873 
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(Nr. 16 L. G. Bl.) ſelbſt unvereinbar. Es enthält nämlich der $ 11 
desſelben eine ganz ausreichende Declaration der „Schulgemeinde“. 
Nach dieſem Paragraph hat nämlich der Ortsſchulrath den Voranſchlag 
an den Gemeinde⸗Ausſchuß und, falls mehrere Ortsgemeinden oder 
Theile von ſolchen eingeſchult ſind, an die Ausſchüſſe der ganz oder 
theilweiſe eingeſchulten Gemeinden zu leiten; dieſe Ortsgemeinden haben 
dann durch ihre Ausſchüſſe das Präliminare zu prüfen und für die 
Deckung des Bedarfes zu ſorgen. 

Deßgleichen ſind die hiezu erforderlichen Umlagen im Abſatze 2 
des § 12 als Gemeindeumlagen charakteriſirt, auf welche zwar nicht 
die Beſtimmung des § 87 der böhm. Gemeindeordnung, wohl aber 
alle anderen Beſtimmungen derſelben Anwendung finden; hiernach ſteht 
alſo dem Ortsſchulrathe als Schulaufſichts- und Verwaltungsorgan 
nur die Orts gemeinde, keineswegs aber eine nur die Steuerträger des 
Schulſprengels repräſentirende Schulgemeinde gegenüber. 

Wenn ferners bei der Auftheilung unter mehrere eingeſchulte 
Ortsgemeinden die Stenerleiſtung bloß der eingetheilten Gemeindetheile 
als Maßſtab anzuwenden iſt, kann doch hieraus nicht gefolgert werden, 
daß auch bei Aufbringung der auf jede einzelne der betheiligten Ge⸗ 
meinden entfallenden Koſtenquote nur die Steuerpflichtigen der ein⸗ 
geſchulten Gemeindegebietsantheile in Anſpruch genommen werden können; 
vielmehr iſt dieſe Aufbringung ausſchließlich Sache der Gemeinde und 
nur nach Vorſchrift der Gemeindeordnung vorzunehmen. 

In dem oben erwähnten Gemeindebeſchluſſe liegt auch eine Ver⸗ 
letzung der in den 88 78 und 82 der böhm. Gemeindeordnung auf⸗ 
geſtellten Auftheilungsgrundſätze nicht vor; denn Auslagen für Schul⸗ 
zwecke ſind nach den bezogenen Geſetzesſtellen keine Sonderauslagen, 
ſondern liegen, da die Schule ein gemeinſames Intereſſe der ganzen 
Ortsgemeinde iſt, dieſer letzteren ob. Es geht aus $ 62 des Reichsvolks⸗ 
ſchulgeſetzes vom 14. Mai 1869 (Nr. 62 R. G. Bl.) hervor, daß, 
wenn eine Ortsgemeinde mehrere Schulen hat, dieſelbe für alle dieſe 
Schulen anch die Eine Schulgemeinde iſt, und als Ortsgemeinde⸗ 
auslagen die Koſten für alle Schulen zu beſtreiten hat, für welche 
Schulen gemäßder 88 1 und 4 des böhm. Landesgeſetzes vom 27. Feb⸗ 
ruar 1873 (Nr. 17 L. G. Bl.) nur Ein Ortsſchulrath beſteht.“ 


Zum Geſetze vom 7. Mai 1854, 3.55 N. G. Bl., über die Nege⸗ 
ung der äußeren Nechtsverhältniſſe der katholiſchen Kirche. Die 
mit dem Genuſſe einer kirchlichen Stiftung verbundenen Functionen 
einer kirchlichen Perſon gehören nicht zu den im § 55 obigen Ge⸗ 
ſetzes bezeichneten Leiſtungen für Cultuszwecke. 


Die Gemeinde Vervo (Südtirol) vermeinte, es liege dem Inhaber 
des mit Urkunde vom 22. April 1683 von Jacob Nicoletti geſtifteten 
und von Peter Nicoletti in der Folge erweiterten Beneficiums, in 
defſen Genuſſe ſich gegenwärtig der Curat von Deriolo, Hyacinth 
Nicoletti befindet, die Verpflichtung ob, in der Kirche zu Vervo wöchent⸗ 
lich drei heilige Meſſen, und zwar insbeſondere an Sonn- und Feft⸗ 
tagen eine Frühmeſſe zur Bequemlichkeit der Bevölkerung entweder 
ſelbſt oder durch einen anderen Prieſter zu leſen. Der gegenwärtige 
Inhaber der Pfründe wollte jedoch dieſe Verbindlichkeit nach der 
Richtung nicht anerkennen, daß dieſe Meſſen gerade in der Marien⸗ 
kirche zu Veryo und in den Morgenſtunden zu leſen ſeien. 

Das fürſtbiſchöfliche Ordinariat in Trient, an welches ſich die 
Gemeinde um Abhilfe wandte, wies die Gemeinde an, in dem Falle, 
als nicht auf gütlichem Wege ein Vergleich zu Stande kommen ſollte, 
ihre Rechte im ſtreitigen Wege geltend zu machen. Nachdem auch die 
Statthalterei⸗Abtheilung in Trient mit Erlaß vom 4. April 1875, 
3. 1106, den Gegeuſtand als nach § 55 des Geſetzes vom 7. Mai 
1874, Nr. 50 R. G. Bl. auf den Rechtsweg gehörig erklärt hatte, 
belangte der Vertreter der gedachten Gemeinde mit Klage vom 31. Mai 
1875, 3. 5211, den Hyacinth Nicoletti bei dem k. k. Bezirksgericht 
in Mezzolombardo und begehrte, es möge zu Recht erkannt werden: 
Der Geklagte ſei verpflichtet, die fraglichen Meſſen an dem Roſen⸗ 
kranzaltare der Marienkirche in Verbd, und insbeſondere an Sonn⸗ 
und Feſttagen, und zwar in den Morgenſtunden, zu leſen, er ſei ferner 
zum Bezuge der Beneficiums⸗Einkünfte, bis er dieſer Verpflichtung 
nachkomme, nicht berechtigt, vielmehr ſei die Gemeinde befugt, darüber 
zu dem Behufe zu verfügen, daß andere Prieſter an den bezeichneten 
Tagen und Stunden zu Vervo die Meſſen leſen können; endlich habe 


der Belangte die ſeit 1. Mai 1872 bezogenen Einkünfte, über welche 
er Rechnung zu legen habe, zum obgedachten Zwecke herauszugeben 
und die Streitkoſten zu erſetzen. Nachdem die Klage zum ordentlich 
mündlichen Verfahren verbeſchieden worden, verlangte der Geklagte bei 
einer über Einverſtändniß beider Theile erſtreckten Tagſatzung die Ein⸗ 
ſicht der Originalien der Klagsbeilagen, worauf Kläger bemerkte, daß 
ſie ſich bei dem fürſtbiſchöflichen Ordinariate in Trient befinden, an 
welches daher das Erſuchen um deren Einſendung zu ſtellen wäre. Auf 
das betreffende Schreiben des Bezirksgerichtes erwiderte das Ordinariat, 
daß es die Zuſtändigkeit des k. k. Bezirksgerichtes in Mezzolombardo 
zur Verhandlung und Entſcheidung dieſer Angelegenheit, welche der 
geiſtlichen Competenz vorbehalten ſei, nicht anerkennen könne und 
bedauern müſſe, die fraglichen Originalien mitzutheilen nicht in der 
Lage zu ſein. 

Der hierüber verſtändigte Kläger ſtellte ſohin die Bitte, daß das 
fürſtbiſchöfliche Ordinariat in Trient durch Vermittlung des k. k. Ober⸗ 
landesgerichtes in Innsbruck zur Mittheilung der bezüglichen Originalien 
verhalten werde. 

Das k. k Oberlandesgericht fand, nach Einvernehmung des fürſt⸗ 
biſchöflichen Ordinariates, mit der Verordnung vom 18. Jänner 1876, 
3. 296, nicht allein das Anſuchen der klagenden Gemeinde zurückzu⸗ 
weiſen, ſondern auch die gerichtliche Incompetenz der Gerichte über 
dieſe Rechtsſache auszuſprechen, das Verfahren zu beheben und die 
Rückſtellung der Klage anzuordnen, und zwar in Erwägung, daß die 
zwei erſten Punkte des Klagebegehrens der Zuſtändigkeit des Civil⸗ 
richters offenbar entzogen ſind, da es ſich um die Erfüllung einer von 
der kirchlichen Inveſtitur abhängenden und einem Prieſter ob⸗ 
liegenden Verbindlichkeit handelt, welche ausſchließend nach dem 
Kirchenvorſchriften und nach der Kirchendisciplin zu behandeln iſt; 
in Erwägung, daß auch die ferneren im Klagebegehren enthaltenen und 
dem Gerichte zur Entſcheidung unterbreiteten Punkte obigen Begehrens 
lediglich Folgeſätze ſind, welche ſich aus den erſteren ergeben; in Er⸗ 
wägung, daß, weungleich der Geklagte die Einwendung der Unzu⸗ 
ſtändigkeit des angegangenen Gerichtes nicht geltend machte, gleichwohl 
der Richter mit Rückſicht auf die gegenſtändliche Incompetenz in jedem 
Proceßſtadium ſich die Grenzen ſeiner eigenen Zuſtändigkeit gegenwärtig 
zu halten hat, ſo daß das die Parteien auf den ordentlichen Rechtsweg 
weiſende Decret des fürſtbiſchöflichen Ordinariates in Trient vom 15. 
Februar 1873, 3. 416, abgeſehen von feinem Inhalte, wie immer 
auch dieſer lauten möge, bei der heutigen Entſcheidung nicht ausſchlag⸗ 
gebend ſein kann, in Erwägung, daß der Erlaß der k. k. Statthalterei⸗ 
Abtheilung in Trient vom 4. April 1875, Z. 1106, auf den vor⸗ 
liegenden Streit keine Anwendung finden kann, da hier der § 55 des 
Geſetzes vom 7. Mai 1874, Nr. 50 R. G. Bl., aus dem Grunde 
nicht anwendbar iſt, weil es ſich nicht um eine Streitigkeit über eine 
Verpflichtung zu Leiftungen für Cultuszwecke, ſondern um eine Streitig⸗ 
keit betreffs der Erfüllung einer Prieſterpflicht handelt, welche einen 
weſentlichen Theil des Gottesdienſtes bildet. Die Streittheile unterließen 
es nicht, die Entſcheidung der dritten Juſtanz anzurufen und zwar ergriff 
der Curat den Recurs wider den Statthalterei-Abtheilungserlaß an 
das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht, während die Gemeinde 
ſich wider die obergerichtliche Verordnung an den k. k. oberſten Gerichts⸗ 
hof wandte. Bei dem Umſtande nun, daß die Meinung der Statthalterei⸗ 
Abtheilung und jene des Oberlandesgerichtes einander widerſprachen, 
ſetzte ſich der oberſte Gerichtshof, um einem allfälligen negativen Compe⸗ 
tenzeonflicte vorzubeugen, mit- dem erwähnten Miniſterium in's Einver⸗ 
nehmen, worauf letzteres demſelben eine Abſchrift ſeines am 2. April 
1876, Z. 8203, über den Recurs des Hyacinth Nicoletti in obiger 
Angelegenheit erfloſſenen Erlaſſes mittheilte, wonach die angefochtene Er⸗ 
ledigung der Statthalterei-Abtheilung in Trient vom 4. April 1875, 
8. 1106, behoben und ausgeſprochen wurde, daß über die angeregte 
Streitfrage, falls dieſelbe nicht von der zunächſt zur Ingerenz berufenen 
kirchlichen Stiftungsaufſicht geordnet wird im ordentlichen Inſtanzenzuge 
der ſtaatlichen Cultusverwaltung zu erkennen iſt. Das Miniſterium ließ 
ſich durch folgende Erwägungen leiten: Die Eompetenz des Civilrichters 
tritt im vorliegenden Falle ſchon deßhalb nicht ein, weil $ 55 des Ge⸗ 
ſetzes vom 7. Mai 1874 hier keine Anwendung findet, zumal die mit dem 
Genuſſe einer kirchlichen Stiftung verbundenen Functionen einer kirchlichen 
Perſon keineswegs zu jenen Leiſtungen für Cultuszwecke gehören, von 
welchen dieſer Paragraph handelt. Infoferne alſo dieſe Angelegenheit 
nicht im nichtſtreitigen Verfahren von der hiezu zweifellos zur Stiftungs⸗ 
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aufſicht berufenen kirchlichen Behörde aufgetragen werden kann, gehört ſie 
in die Judicatur der vermöge ihrer allgemeinen Aufgaben zur Entſcheidung 
adminiſtrativer Streitſachen berufene Adminiſtrativ⸗Inſtanz. 

Im Einklange mit dieſer Auffaſſung beſtätigte der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Entſcheidung vom 11. April 1876, 3. 4434, die Ver⸗ 
ordnung des k. k. Oberlandesgerichtes aus den derfelben unterſtellten 
Gründen. Jur. Bl. 


Das Geſchäft des Gelddarleihens kann nicht als eine nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Gewerbeordnung zu behandelnde Beſchäftigung 
angeſehen werden. 


Nachdem die Bezirkshauptmannſchaft D. in Galizien zur Kennt⸗ 
niß gelangt war, daß Wolf W. im bedeutenden Umfange mit Geld⸗ 
ſpeculationen ſich beſchäftige, ohne dieſe Gewerbsbeſchäftigung bei der 
Gewerbsbehörde angemeldet zu haben, wurde derſelbe mittelſt Erlaſſes 
der Bezirkshauptmannſchaft vom 12. Februar 1875 aufgefordert, den 
diesfalls beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen des § 13 der Gewerbe⸗ 
ordnung binnen 8 Tagen nachzukommmen und ſein mit einer 2guldigen 
Stempelmarke verſehenes Geſuch einzubringen. 


Da Recurrent dieſer Aufforderung nicht nachkam, wurde gegen 
denſelben am 22. Juni 1875 eine Strafverhandlung durchgeführt. 

Mit dem Erkenntniſſe vom gleichen Tage hat die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft den Wolf W. der Uebertretung des 8 13 der Gew.⸗Ord. 
durch Erfolgung von verzinslichen Gelddarlehen, ohne dieſe Gewerbs⸗ 
beſchäftigung vorſchriftsmäßig angemeldet zu haben, ſchuldig erkannt. und 
ihn im Sinne des § 132 Gew. Ord. zu einer Geldſtrafe von 50 fl. 
eventuell zu einer Arreſtſtraſe von 10 Tagen verurtheilt. 

Im Statthalterei⸗Recurſe erhob Wolf W. die Einwendung, daß er 
das Darleihungsgeſchäft nicht gewerbsmäßig betreibe, übrigens ſei die 
Darleihung von Geldern ſeitens einer Privatperſon kein Gewerbe und 
könne unter die Beſtimmungen der Gew.⸗Ord. nicht ſubſumirt werden. 

Bei Vorlage dieſes Recurſes bemerkte der Bezirkshauptmann, 
daß ihm die vom Recurrenten vorgebrachte Einwendung nicht begründet 
erſcheine; denn, wenn die Gew.⸗Ord. im $ 16 lit. n das Pfandleih⸗ 
gewerbe, d. i. das Ausleihen des Geldes gegen Pfand für ein con⸗ 
ceſſionirtes Gewerbe erklärt hat, fo ſei es ſelbſtverſtändlich, daß das 
Ausleihen des Geldes ohne Pfand zu den freien Gewerben gehört. 

Diefer Anſicht ſtimmte auch die Statthalterei zu und gab mit 
Entſcheidung vom 14. Auguſt 1875 dem Recurfe des Wolf W. keine 
Folge, weil die von ihm vorgebrachte Einwendung, daß das Geldaus⸗ 
leihen den Beſtimmungen der Gew.⸗Ord. nicht unterliege, unbegründet iſt. 

Ueber Miniſterialberufung des Wolf W. hat das k. k. Mini⸗ 
ſterium des Innern dio. 4. April 1876, Z. 574 im Einvernehmen 
mit dem k. k. Handelsminiſterium das angefochtene Straferkenntniß be⸗ 
hoben, weil die vom Recurrenten betriebenen Borg⸗ und Gelddarlehens⸗ 
geſchäfte nicht unter die Beſtimmungen der Gew.⸗Ordnung fallen, daher 
die Bedingungen für die Strafamtshandlung nach dieſem Geſetze nicht 
vorhanden ſind. 0. 


Verordnung. 
Erlaß des Miniſters des Innern vom 20. April 1876, 3. 5285 wegen Ge⸗ 
ſtattung der Venützung der Telegraphen⸗Aviſi für Staats⸗Telegramme. 

Der Herr Handelsminiſter hat über meine Anregung ſich beſtimmt ge⸗ 
funden, mir mittelſt Zuſchrift vom 14. d. M., Z. 9079 die Mittheilung zu 
machen, daß es keinem Anſtande unterliege, zur Herabminderung des Aufwandes 
der politiſchen und auch der übrigen Behörden die im inländiſchen Verkehre der 
diesſeitigen Reichshälfte gewechſelten Staats⸗Telegramme in allen Fällen als Te⸗ 
legraphen⸗Aviſi mit der ermäßigten Taxe von dreißig (30) Kreuzern anzunehmen 
und zu befördern, wenn dieſelben nicht mehr als zehn Worte enthalten und im 
Uebrigen durchaus nach den abſchriftlich zuliegenden, für Telegraphen⸗Aviſi gelten⸗ 
den Beſtimmungen behandelt werden. 

Der Herr Handelsminiſter hat ſich ferners bereit erklärt, die als Tele⸗ 
graphen⸗Aviſi aufgegebenen Staatstelegramme couvertirt und geſiegelt der Beſtellung 
zuführen, ſomit in dieſer Beziehung eine Ausnahme von der für die Privatcor⸗ 
reſpondenz beſtehenden Norm eintreten zu laſſen, wogegen es unerläßlich ſein 
wird, dieſelben auf der beſonders hiezu beſtimmten in der Auflage befindlichen 
und mit eingedruckter Telegraphenmarke per 30 kr. verſehenen Druckſorte nieder⸗ 
zuſchreiben und zur Aufgabe zu bringen, indem für derartige Correſpondenzen 


keine Rechnung geführt wird, und auch keine Gebühren⸗Creditirung zugeſtanden | 
werden kann. 

Ich beehre mich Hochdieſelben hievon mit dem Erſuchen in die Kenntniß 
zu ſetzen, gefällig veraulaſſen zu wollen, daß ſich von deu unterſtehenden Behörden, 
bei ihrem telegraphiſchen Verkehre, ſoweit es das Intereſſe des Dienſtes geſtattet, 
dieſes Correſpondenzmittels bedient werde. 

Art. XIII des zum internationalen Telegraphenvertrage ddo. St. Peters⸗ 

burg den 10./22. Juli 1875 gehörigen Reglements. 

Telegraphen-Aviſi. 

1. Jeder Aufgeber hat das Recht durch den Telegraphen ein einfaches 
Aviſo befördern zu laſſen, welches nicht den Formalitäten der gewöhnlichen Tele- 
gramme unterworfen iſt. 5 

3. Das Telegraphen⸗Aviſo iſt nur für den europäiſchen Verkehr zuge⸗ 
laſſen. Dasſelbe iſt auf das Maximum von zehn Worten beſchränkt und kann 
weder in chiffrirter, noch in verabredeter Sprache abgeſaßt fein; die Zahlen werden 
nur dann zugelaſſen, wenn fie in Buchſtaben ausgeſchrieben find. 

3. Das Telegraphen⸗Aviſo läßt keine ſonſtigen Amtshandlungen, welche 
den Gegenſtand der beſonderen Telegramme bilden, noch einen unentgeltlichen 
Zuſatz zu; dasſelbe wird durch das im Artikel XXyI) angegebene reglementa⸗ 
riſche Zeichen angekündigt und überdies ohne Eingang und ohne ämtliche Wieder⸗ 
holung befördert. Auch kann es dem Adreſſaten offen zugeſtellt werden. Die durch 
den Artikel XIII **) vorgeſchriebenen Förmlichkeiten find nicht obligatoriſch für 
die Zustellung der Telegraphen⸗Aviſi in die Wohnung, indem die Adreßverwal⸗ 
tung die Art und Weiſe dieſer Zuſtellung nach eigenem Ermeſſen feſtſetzen kann. 

4. Die Tape der Telegraphenaviſi iſt gleich 3 Fünftheilen der Taxe des 
gewöhnlichen Telegrammes von 20 Worten. 

5. Die Verwaltungen ſind nicht verpflichtet, Recepiſſe auszuſtellen und die 
auf die Telegraphenaviſi bezüglichen Documente in den Archiven aufzubewahren, 
noch den betreffenden Reelamationen und Erſatzforderungen Folge zu geben. 

6. Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Artikels ſind nicht obligatoriſch 
für jene Verwaltungen, welche dieſelben nicht anwenden zu können erklären. 


ſtimmungen des internationalen Telegraphen⸗Vertrages ddto. Petersburg 
den 10.22. Juli 1875 (Verordnung des h. Handelsminiſteriums, Z. 39166, 
ddto. 27. December 1875). 
Für den Verkehr zwiſchen europäiſchen Staaten wurde eine neue beſon⸗ 
dere Gattung von Telegrammen, d. i. das Telegraphen⸗Aviſo, eingeführt. Solche 
Correſpondenzen dürfen nicht mehr als zehn Worte in gewöhnlicher (zuläſſiger) 
Sprache und keine Ziffern enthalten, für dieſelben ſind drei Fünftel der für ein 
gewöhnliches Telegramm von 20 Worten entfallenden Telegraphirungs⸗Gebühren 
einzuheben. 
Werden Telegramme, welche nicht mehr als zehn Worte enthalten, zur 
Aufgabe gebracht, fo find dieſelben nur dann als Telegraphen⸗Aviſi zu behandeln, 
wenn es der Aufgeber ausdrücklich verlangt, oder wenn aus dem entrichteten 
Markenbetrage zu erſehen iſt, daß dieſelben zu dieſer Gattung von Eorreſpon⸗ 
denzen gehören. Bei dem Telegraphen⸗Aviſo iſt weder die Vorausbezahlung der 
Antwort, noch der Empfangsanzeige, noch irgend eine andere bei gewöhnlichen 
Telegrammen zuläſſige Nebenamtshandlung und ebenſowenig die Ausfolgung 
einer Gebührenquittung oder eines Recepiſſes geſtattet; auch iſt bei Beförderung 
derſelben vor dem Texte nur das Zeichen A V, dann die Nummer und der 
Aufgabsort von amtswegen mitzutelegraphiren, welche ſowohl am Originale als 
auf ſämmtlichen Niederſchriften vorzumerken find. 
*) Conventionelle Zeichen für Telegraphen⸗Aviſo, feſtgeſetzt mit. A. V. 

**) Ein in die Wohnung zugeſtelltes Telegramm kann entweder dem Adreſ⸗ 
ſaten oder ſeinen erwachſenen Familienmitgliedern, ſeinen Angeſtellten, 
Mieths leuten oder Gaſtwirthen oder dem Portier oder Hausmeiſter ein⸗ 
gehändigt werden, inſoferne der Adreſſat nicht ſchriftlich einen Special⸗ 
bevollmächtigten bezeichnet, oder der Aufgeber verlangt hat, daß die Zu⸗ 
ſtellung nur in die Hände des Adreſſaten ſtattfinden ſolle. — Dieſes letztere 
Verlangen muß in der Adreſſe des Telegrammes angegeben und von der 
Adreßſtation, welche dem Boten für ſein Verhalten die nöthigen Weiſungen 
ertheilt, auf dem Couvert beigeſetzt werden. Wenn ein Telegramm dem 
Adreſſaten nicht zugeſtellt werden kann, ſo ſendet die Ankunftſtation, 
wofern ſie vermuthet, daß die Adreſſe ungenügend oder fehlerhaft übermittelt 
wurde, an die Urſprungsſtation eine Dienſtnotiz unter wortgetreuer Ang abe 
der eingelangten Adreſſe. Die Aufgabeſtation prüft die Richtigkeit der Adreſſe; 
wenn dieſelbe fehlerhaft befördert wurde, ſo wird ſie ſofort berichtiget. Wenn 
der Bote Niemanden findet, der ſich zur Uebernahme des Telegrammes 
verſteht, ſo wird hievon Anzeige in der angegebenen Wohnung hinterlaſſen 
und das Telegramm zur Station zurückgetragen ꝛc. ꝛc, 
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Die Zuſtellung der Telegraphen⸗Aviſi, welche vorläufig nur im inländi⸗ 
ſchen Verkehre (zwiſchen den Telegraphenſtationen Oeſterreich⸗Ungarns) gewechſelt 
werden können, hat ſtets offen und bei Benützung der Poſt unfrankirt ſtattzu⸗ 
finden. Bis zur Herausgabe einer beſonderen Druckſorte find die Telegraphen⸗ 
Aviſt auf gewöhnlichen Aufgabs⸗Blanquetten niederzuſchreiben und auf gewöhn⸗ 
lichen Eingangs⸗Blanquetten aufzunehmen, auf denen die Aufſchrift „Telegramme“ 
auf eine in die Angen fallende Weiſe durchzuſtreichen und die Ueberſchrift „Te⸗ 
legraphen⸗Aviſo“ mit der Feder anzubringen iſt. 

Die Verbuchung und Evidenzhaltung der Telegraphen⸗Aviſi hat ſich vor⸗ 
erſt auf die Beiſetzung der laufenden Poſtnummer des Abgangs⸗ und beziehungs⸗ 
weiſe des Eingangs⸗Verzeichniſſes und auf die Ausfüllung der Expeditionsdaten 
zu beſchränken; in dem Abgangs⸗ und Eingangs⸗Verzeichniſſe iſt jedoch bei den 
betreffenden Poſtnummern die Bezeichnung A V vorzumerken. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Sectionschef im Miniſterium des Innern 
Karl Freih. v. Stählin zum Präſidenten des Verwaltungsgerichtshofes ernannt 
und demſelben gleichzeitig die Würde eines geheimen Rathes tayfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Sectionschef im Finanzminiſterium Dr. Julius 
Fierlinger zum Senatspräſidenten des Verwaltungsgerichtshofes ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath im Miniſterium des Innern 
Moritz Ritter v. Schmerling, den Hofrath und Finanzbezirksdirector in Wien 
Joſeph Friedrich Ott, den Hofrath der n.⸗6. Finanzprocuratur Dr. Karl Poſtl, 
den Miniſterialrath im Miniſterium für Cultus und Unterricht Karl Stransky 
v. Heilkron, den Hofrath der küſtenländiſchen Statthalterei Andreas Winkler, 
den Hofrath a. D. Max Freih. Scharſchmid v. Adlertreu, den Statt⸗ 
haltereirath der Statthalterei in Tirol und Vorarlberg Joſeph Erhart v. Er⸗ 
hartſtein, deu Statthaltereirath der n.⸗6. Statthalterei Alexander Ritter v. 
Strangfeld, den Sectionsrath im Finanzminiſterium Franz Skulski, den 
Landesadvocaten Dr. Rudolf Alter zu Räthen bei dem Verwaltungsgerichts⸗ 
hofe ernannt. 

Seine Majeſtät haben den quiescirten Finanzrath in Verwendung bei 
der Berghauptmannſchaft in Wien Moriz v. Kempelen, den Rathsſecretärs⸗ 
Adjuncten des oberſten Gerichtshofes Adam Freih. v. Budwinski, den 
n.⸗6. Bezirkscommiſſär Ferdinand Ritter v. Raimann zu Hofſecretären bei 
dem Verwaltungsgerichtshofe ernannt. 

Der Miniſterpräſident hat den Miniſterialconcipiſten im Handelsminiſterium 
Franz Za buſch zum Rathsſecretärs⸗Adjuncten bei dem Verwaltungsgerichtshofe 
ernannt. 


Erledigungen. 


Aichmeiſterſtelle beim Staatsaichamt in Hermagor gegen Remuneration 
von 200 fl. bis 400 fl., bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 129.) 

Concipiſtenſtelle bei der nieder⸗öſterr. Statthalterei in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis 14. Juni. (Amtsbl. Nr. 129.) 

Conceptsprakticantenſtelle im Status der politiſchen Behörden in Salz⸗ 
burg mit 500 fl. Adjutum, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 130.) 

2 Amtsaſſiſtentenſtellen beim Wiener Hauptzollamte in der eilften Rangs⸗ 
claffe gegen Caution, bis 10. Juli. (Amtsbl. Nr. 130.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei der nieder⸗öſterr. Statthalterei in der neunten 
Rangsclaſſe, bis 16. Juni. (Amtsbl. Nr. 130.) 

Kanzliſtenſtelle im Bereiche der k. k. Salinenverwaltungen in den Alpen⸗ 
ländern mit dem eventuellen Dienſtorte in Hallſtadt, in der eilften Rangsclaſſe 
gegen Caution, bis 24. Juli. (Amtsbl. Nr. 131.) 
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